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Aktz.: 61 26 Bre 158/2. Ä 
 
 
 
 
Bebauungsplanentwurf 
"Hochschulerweiterung südlich des Europakreisels - 2. Änderung (B 158/ 2. Ä)" 
 
 
 
 
I. Vermerk  
 
 über die Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 
 

A) Formalien 
 
 Dauer des Anhörverfahrens: 23.05.2016 - 30.06.2016 
 Anzahl der beteiligten TÖB: 61  Anzahl der Antworten von TÖB: 31 
 ____________________________________________________________________ 
 
 Koordinierungstermin mit TÖB:  - nicht erforderlich - 
 
 Folgende Träger öffentlicher Belange teilen mit, dass ihre Belange nicht berührt sind 

bzw. keine Stellungnahme erforderlich ist: 
 

• Dezernat für Soziales, Kinder, Jugend, Schule und Gesundheit (Dezernat IV) 
• 10-Frauenbüro der Landeshauptstadt Mainz 
• 12-Amt für Stadtentwicklung, Statistik und Wahlen 
• 60-Bauamt, Abt. Denkmalpflege 
• 80-Amt für Wirtschaft und Liegenschaften 
• Einzelhandelsverband Mittelrhein-Rheinhessen-Pfalz e.V. 
• EWR Netzte GmbH 
• Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP, Direktion Landesarchäologie 
• Generaldirektion Kulturelles Erbe RLP, Direktion Landesdenkmalpflege 
• Handwerkskammer Rheinhessen 
• Industrie- und Handelskammer für Rheinhessen 
• Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz 
• Polizeipräsidium Mainz 
• Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Gewerbeaufsicht 
• Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Obere Landesplanungsbehörde 
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B) Anregungen aus dem Anhörverfahren  
 

1. 60-Bauamt, Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses 
 - Schreiben vom 02.06.2016 - 
 

• Die Fläche für die geplante Sekundärerschießung sollte möglichst gering gehal-
ten werden, um eine Optimierung der Zuteilung von Bauland im Zuge des 
Umlegungsverfahrens zu erreichen. Ergänzend wird auf die bisherigen Ab-
stimmungsgespräche mit den Verkehrsplanern verwiesen. 

 
Abwägungsergebnis 

 
Die geplante Sekundärerschließung für das Plangebiet "B 158/ 2. Ä" wurde zwischenzeitlich 
hinsichtlich des erforderlichen Flächenbedarfs optimiert. Anhand einer Entwurfsplanung wurden 
die für die Sekundärerschließung erforderlichen Flächen unter Berücksichtigung der heranzuzie-
henden verkehrsplanerischen Regelwerke und sonstigen verkehrsplanerischen Vorgaben erheblich 
reduziert. Die für die Sekundärerschließung erforderlichen Flächen werden in der Planzeichnung 
des Bebauungsplanentwurfes "B 158/ 2. Ä" als "öffentliche Verkehrsflächen" festgesetzt.  
 
Der Anregung wurde bereits in o. g. Umfang gefolgt. 

 
 

2. 61.1 Stadtplanungsamt, Abteilung Verkehrswesen 
 - Schreiben vom 27.06.2016 - 
 

• Im östlichen Straßenteilabschnitt der geplanten Sekundärerschließung sollte 
sowohl in Richtung Saarstraße als auch in Richtung ÖPNV- Trasse eine öffent-
liche Fußwegeführung berücksichtigt werden. 
 

• Im Zuge der bisherigen Abstimmung (Bebauungsplanverfahren "B 158/ 1.Ä") 
sei aus verkehrlicher Sicht immer gefordert worden, dass zwischen der Kob-
lenzer Straße ("K 3") und der der Eugen-Salomon-Straße keine Verbindung für 
Kfz- Verkehre umgesetzt werden dürfe. Diese Forderung werde aufrecht erhal-
ten. 
 

• Ergänzend wird auf den bisherigen Abstimmungsprozess und die darin ge-
machten Hinweise, Anregungen und Forderungen zur Straßenplanung hinge-
wiesen. 

 
Abwägungsergebnis 

 
Die geforderten ergänzenden Fußwege in Richtung Haltestelle "Mainzelbahn" an der Saarstraße 
sowie in Richtung "Bustrasse" sind im Zuge der Entwurfsplanung zur Sekundärerschließung be-
rücksichtigt worden und wurden zwischenzeitlich in den Bebauungsplanentwurf "B 158/ 2. Ä" 
integriert. 
 
Die Forderung, keine Verkehrsverbindung durch das Plangebiet zwischen der "K 3" im Osten 
und der "Eugen-Salomon-Straße" bzw. dem "Europakreisel" im Westen zuzulassen, wurde zwi-
schenzeitlich modifiziert. Nunmehr sollen die o.g. Verkehrsbeziehungen nur noch zu bestimmten 
Zeiten unterbunden werden. Maßgeblich für diese temporäre Unterbindung der Verkehrsbeziehun-
gen sind die Zeiträume, in denen der Verkehrsknoten "Ackermannweg - Koblenzer Straße K 3 - 
Lucy-Hillebrand-Straße" ausgelastet ist. Zur Umsetzung dieser Regelung muss zwischen der 
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Stadt Mainz und dem Land Rheinland-Pfalz eine vertragliche Vereinbarung umgesetzt werden. 
Hierzu fand bereits ein Abstimmungsgespräch zwischen der Stadt Mainz und dem Landesbetrieb 
Liegenschafts- und Baubetreuung statt, in dem die Inhalte der Vereinbarung abgestimmt wurden. 
Die vertragliche Vereinbarung soll bis Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes "B 158/ 2. Ä" 
abgeschlossen werden.  
 
Die im Zuge des Abstimmungsprozesses  vorgetragenen verkehrsfachlichen Anregungen und Hin-
weise sind im Rahmen der Erarbeitung der Entwurfsplanung für die Sekundärerschließung be-
rücksichtigt und entsprechend im Bebauungsplanentwurf "B 158/ 2. Ä" umgesetzt worden.  

  
Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden bzw. wurde bereits gefolgt. 

 
 
3. 67- Grün- und Umweltamt 
 - Schreiben vom 07.07.2016 - 
 

• Die geplanten Verkehrsflächen erscheinen überdimensioniert. Es wird um Prü-
fung gebeten, ob die Flächen reduziert und straßenbegleitend öffentliche 
Grünflächen als Flächen für Baum- und Strauchpflanzungen sowie der 
Zweckbestimmung "Verkehrsbegleitgrün" ausgewiesen werden können. 
 

• Es wird darauf hingewiesen, dass die durch die Sekundärerschließung wegfal-
lenden Baumstandorte bereits über die Festsetzung "1.5.1" des Bebauungspla-
nentwurfes "B 158/ 1. Ä" gesichert seien. 
 

• Es wird um Anpassung folgender Sachverhalte und Ergänzung der Begrün-
dung gebeten: 
 
- Festsetzung "1.6.1 LE- Flächen": eine zusätzliche Inanspruchnahme ergebe 

sich durch die geplante Sekundärerschließung nicht. Dennoch seien die 
einzelnen Ausgleichsmaßnahmen den Sondergebieten und den öffentlichen 
Verkehrsflächen per Festsetzung neu zuzuordnen. 

 
- Artenschutz: Im Vergleich zum "B 158/ 1. Ä" würden durch die geplante 

Sekundärerschließung keine neue Betroffenheiten ausgelöst. Ein zusätzli-
cher Kompensationsbedarf sei daher nicht erforderlich. Der im Umweltbe-
richt zum "B 158/ 1. Ä" festgestellte Überwachungsbedarf sei nach wie vor 
gegeben. Es bestünde darüber hinaus die dringende Notwendigkeit, durch 
weitere Maßnahmen die Stabilität der Mainzer Feldhamster- Population zu 
sichern. Der Hinweis zum Artenschutz sei gemäß der Stellungnahme an-
zupassen. 

 
- Altlasten: Es liegen keine Hinweise auf einen Altlastenverdacht, schädliche 

Bodenverunreinigungen oder Grundwasserverunreinigungen vor. Es liegen 
keine Einträge im Verdachtsflächenkataster vor. 
 

- Radon: Da keine Wohnnutzung vorgesehen sei, könne auf die Untersu-
chungen des Radonpotenzials verzichtet werden. 
 

- Wasserwirtschaft, Versickerung: Gegenüber den früheren gesetzlichen Re-
gelungen sei zu beachten, dass nunmehr die ortsnahe Versickerung oberste 
Priorität habe. Die im Wasserhaushaltsgesetz genannten Alternativen 
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scheiden für das Plangebiet aus, da kein Regenwasserkanal geplant sei. Aus 
wasserrechtlicher Sicht bestünden daher folgende Forderungen: 1. Mini-
mierung versiegelter Flächen, 2. Regenwasserversickerung, 3. Regenwas-
sernutzung, 4. Verzögerte Ableitung: 
o zu "1. Minimierung versiegelter Flächen": Es sei in die textlichen Fest-

setzungen ein entsprechender Passus zur Minimierung der Versiege-
lung aufzunehmen.  

o zu "2. Regenwasserversickerung": Es stünden bei einer festgesetzten 
GRZ von 0,8 noch 20 Prozent für die Anlage von Versickerungsflä-
chen zur Verfügung. Es sei aber davon auszugehen, dass bereits ca. 
15 % der zur Verfügung stehenden 20 % für die Anlage von Versicke-
rungsflächen erforderlich seien. Beispiele aus der Praxis würden zu-
dem zeigen, dass diese Flächen aber auch für andere Einrichtungen 
(Feuerwehraufstellflächen etc.) genutzt würden. Es wird deshalb vor-
geschlagen, die Ausnutzung der Grundstücke zu reduzieren. Alternativ 
sei auch eine Versickerung über Rigolen möglich. Zudem enthielte der 
Bebauungsplanentwurf bisher noch keine Aussagen über den Umgang 
mit Regenwasser von öffentlichen Straßen mit hohem Verkehrsauf-
kommen. Laut Aussage des Wirtschaftsbetriebes werde aber ein Ent-
wässerungskonzept erarbeitet. Es wird angeregt, straßenbegleitende 
Versickerungsflächen ggf. in Kombination mit Baumstandorten plane-
risch darzustellen. Zudem wird angeregt, in die Begründung und in 
den Hinweisen zu den geänderten Festsetzungen darzulegen, dass die 
Ableitung von Niederschlagswasser von den gering frequentierten 
Straßen, Plätzen, Fuß- und Radwegen, ebenerdigen Parkplätzen uns 
sonstigen befestigten Flächen in den Mischwasserkanal nur in begrün-
deten Fällen zulässig sei. 

o zu "3. Regenwassernutzung": Ein Hinweis sei bereits im rechtskräfti-
gen Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" enthalten. 

o zu "4. Verzögernde Ableitung: Die verzögerte Ableitung werde bereits 
durch die Festsetzungen im rechtskräftigen Bebauungsplan 
"B 158/ 1. Ä" gewährleistet. 

 
- Redaktionelle Änderungen: Aufgrund zwischenzeitlich eingetretener ge-

setzlicher Änderungen seien die Hinweise gemäß der Stellungnahme zu 
modifizieren. 
 

- Aus Sicht der Stadtökologie, Klimaschutz, Energie sowie des Lärmschutzes 
und des Bodens seien keine Anregungen erforderlich. 

 
Abwägungsergebnis 

 
Die geplante Sekundärerschließung für das Plangebiet "B 158/ 2. Ä" wurde zwischenzeitlich 
hinsichtlich des dafür erforderlichen Flächenbedarfs optimiert. Anhand einer Entwurfsplanung 
wurden die für die Sekundärerschließung erforderlichen Flächen unter Berücksichtigung der heran-
zuziehenden verkehrsplanerischen Regelwerke und sonstigen verkehrsplanerischen Vorgaben erheb-
lich reduziert. Die für die Sekundärerschließung erforderlichen Flächen werden in der Planzeich-
nung des Bebauungsplanentwurfes "B 158/ 2.Ä" als "öffentliche Verkehrsflächen" festgesetzt. 
Im Zuge der Entwurfsplanung wurde die innere Aufteilung der öffentlichen Verkehrsflächen mit-
geplant. Enthalten sind auch die Flächen für Versickerungsanlagen und Flächen für straßenbe-
gleitende Grün- und Baumstandorte. Die straßenbegleitenden Grün- und Versickerungsflächen in 
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Kombination mit den geplanten Baumstandorten wurden als eigenständige Festsetzungen in den 
Bebauungsplanentwurf "B 158/ 2. Ä" aufgenommen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die durch die geplante Sekundärerschließung wegfallenden 
Baumstandorte bereits kompensiert bzw. andernorts im Plangebiet gesichert sind (vgl. Festsetzung 
"1.6.3" des Bebauungsplanes "B 158/ 1. Ä"). 
 
Die Zuordnungsfestsetzung wurde modifiziert. Die textliche Festsetzung "I.1.6.1 LE- Flächen" 
des "B 158/ 1. Ä" wurde redaktionell an die neuen Flächengrößen (Sondergebiet / Verkehrsflä-
chen) angepasst. Zudem wurde in die Begründung eine Erläuterung der Änderungen aufgenom-
men. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass hinsichtlich des Artenschutzes durch die geplante Sekun-
därerschließung keine neuen Betroffenheiten im Plangebiet ausgelöst werden. Die Verpflichtung 
zur Durchführung von 1,5 ha hochwertigen Feldhamsterschutzmaßnahmen bleibt auch mit dem 
Bebauungsplan "B 158/ 2. Ä" bestehen. Der Hinweis zum Artenschutz wurde gemäß der vor-
liegenden Stellungnahme angepasst. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise auf einen Altlastenverdacht, schädliche 
Bodenverunreinigungen oder Grundwasserverunreinigungen und auch keine Einträge im Ver-
dachtsflächenkataster vorliegen. 
 
Die Stellungnahme in Bezug auf die Untersuchung des Radonpotenzials wird zur Kenntnis ge-
nommen. Gemäß den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes "B 158/ 1. Ä" ist im 
festgesetzten "Sondergebiet Hochschule" eine Wohnnutzung jedoch planungsrechtlich zulässig (zu-
lässig sind: Hochschulnutzungen im Sinne des Hochschulrahmengesetzes, u.a. "1.1.2 Nr. 2: 
Wohnungen für Studierende") und bereits im Plangebiet auch schon realisiert (Studierendenwohn-
heim). Da aber durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes "B 158" keine sensiblere Nutzung 
planungsrechtlich zugelassen werden soll bzw. die bislang zulässige Art der baulichen Nutzung 
nicht verändert wird, greift hier die mit dem Landesamt für Geologie und Bergbau getroffene Ab-
sprache, in solchen Fällen keine Radonvorsorgeuntersuchungen durchzuführen. 
 
Die geänderten gesetzlichen Rahmenbedingungen (Wasserhaushaltsgesetz) in Bezug auf den Um-
gang mit dem im Plangebiet anfallenden Niederschlagswasser wurden wie folgt berücksichtigt: 
o Der bereits im Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" enthaltene Hinweis zur "Verwertung und 

Versickerung von Niederschlagswasser" wurde gemäß dem Wortlaut der Stellungnahme ak-
tualisiert und in neuer Fassung in den Bebauungsplanentwurf "B 158/ 2. Ä" aufgenom-
men. 

o In die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfes "B 158/ 2. Ä" ist darüber 
hinaus eine Regelung aufgenommen worden, mit der die Pflicht zur "Minimierung von versie-
gelten Flächen" Berücksichtigung findet. Die Begründung zum Bebauungsplanentwurf 
"B 158/ 2. Ä" wurde zum Themenkomplex "Verwertung und Versickerung von Nieder-
schlagswasser" entsprechend ergänzt. Eine Reduzierung der im Bebauungsplan 
"B 158/ 1. Ä" festgesetzten Grundflächenzahl auf Teilflächen von 0,8 erfolgt dagegen 
nicht, da rechnerisch - wie in der Stellungnahme beschrieben - die hierfür erforderlichen Flä-
chen ausreichen und ggf. auch unterirdische Versickerungsanlagen wie Rigolen zum Einsatz 
kommen können. 

o Die für die Versickerung des auf öffentlichen Straßenflächen anfallenden Niederschlagswas-
sers erforderlichen Flächen (Versickerungsmulden) sind in Abstimmung mit dem Wirt-
schaftsbetrieb in der Entwurfsplanung zur Sekundärerschließung in die Planung eingeflossen 
und wurden damit berücksichtigt. Die straßenbegleitenden Grün- und Versickerungsflächen 
wurden als eigenständige Festsetzungen in den Bebauungsplanentwurf "B 158/ 2. Ä" auf-



____________ Vermerk Behördenbeteiligung "B 158/ 2. Ä" _____________________________________________________________________________ 

________________________________________________________________________________________________________________________________ 
q:\amt61\textverarbeitung\pc2\dokument\sg2\straub\2-307.ts.docx    Stand: 06.10.2016 6 von 20 

genommen. Ein Entwässerungskonzept zum Umgang mit Niederschlagswasser auf öffentli-
chen Straßen ist deshalb nicht erforderlich bzw. war aus diesem Grund auch nie vorgesehen. 

o Zudem wurde in den Hinweis zur "Verwertung und Versickerung von Niederschlagswas-
ser" ein zusätzlicher Passus aufgenommen, mit dem einerseits die Planer auf die besondere 
Situation im Plangebiet aufmerksam gemacht werden (kein Regenwasserkanal) und anderer-
seits klargestellt wird, dass die Ableitung von Niederschlagswasser von den gering frequentier-
ten Straßen, Plätzen, Fuß- und Radwegen, ebenerdigen Parkplätzen und sonstigen befestig-
ten Flächen in den Mischwasserkanal nur in begründeten Fällen zulässig ist. Hierdurch 
werden die Planer angehalten, frühzeitig alternative Lösungen im Umgang mit dem anfallen-
den Niederschlagswasser zu erarbeiten. 

 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass hinsichtlich der Stadtökologie, des Klimaschutzes, der 
Energie sowie des Lärmschutzes und des Bodenschutzes keine neuen Betroffenheiten im Plangebiet 
ausgelöst werden und daher keine Anpassungen erforderlich werden. 

 
Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden bzw. wurde bereits gefolgt. 

 
 
4. 70-Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz 
 - Schreiben vom 30.05.2016 - 
 

• Es werden keine Einwände vorgebracht, da es sich um ein entwickeltes Gebie-
te handele, welches bereits an die Abfallentsorgung angeschlossen sei. 
 

• Bei der Erweiterung des an die Abfallentsorgung angeschlossenen Gebiets sei 
von Bedeutung, dass die Festlegungen hinsichtlich der Vorhaltung von Abfall-
behältnissen, der Ausgestaltung und der Andienbarkeit der Müllgefäßstandorte 
der Abfallsatzung der Stadt Mainz entsprächen. Demnach seien Standplätze an 
den anfahrbaren Straßen nicht weiter als 15 m entfernt von der Straße einzu-
richten. Zudem müsse die Anfahrt mit einem Dreiachser- Müllfahrzeug fahr-
technisch möglich sein. 

 
• Bei der Planung der Verkehrsflächen seien folgende (fahrdynamischen) Anga-

ben zu beachten: 
- Mindestbreite ohne Begegnungsverkehr: mindestens 3,55 m 
- Mindestbreite mit Begegnungsverkehr: mindestens 4,75 m 
- hinsichtlich einer erforderlichen Überquerung von Tiefgaragen zur Er-

schließung müsse eine Traglast von 26 t gewährleistet werden. 
 
Abwägungsergebnis 

 
Die Abfallsatzung der Stadt Mainz ist grundsätzlich zu beachten. Die dort genannten Anforde-
rungen sind im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens vom jeweiligen Bauwerber nachzuweisen. 
Ein Regelungsbedarf für den Bebauungsplanentwurf "B 158/ 2. Ä" ergibt sich hierdurch nicht. 
 
Die Anforderungen  seitens des Entsorgungsbetriebes an Fahrdynamik und Straßenbreiten wur-
den im Zuge der Entwurfsplanung für die Sekundärerschließung berücksichtigt. Die sich hieraus 
ergebenen Flächenbedarfe wurden als "öffentliche Verkehrsflächen" im Bebauungsplanentwurf fest-
gesetzt.  
Sofern Überquerungen von unterbauten Flächen erforderlich werden, ist die ausreichende Tragfä-
higkeit im Zusammenhang mit der Sicherung von erforderlichen Rettungswegen (Feuerwehr) im 
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Zuge des Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen. Ein Regelungsbedarf für den Bebauungsplan-
entwurf "B 158/ 2. Ä" ergibt sich hierdurch nicht. 

  
Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden. 

 
 
5. Deutsche Telekom GmbH 
 - Schreiben vom 02.06.2016 mit 2 Leitungsplänen - 
 

• Im Planbereich befänden sich Telekommunikationslinien der Telekom (vgl. 
mitgelieferte Planunterlagen). Die Aufwendungen für das Unternehmen Tele-
kom seien bei der Verwirklichung des Bebauungsplans so gering wie möglich 
zu halten. 
 

• Es wird um Aufnahme folgender Festsetzung in den Bebauungsplan gebeten: 
"In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Lei-
tungszone in einer Breite von ca. 0,3 m für die Unterbringung der Telekommunikationsli-
nien der Telekom vorzusehen." 
 

• Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen sei das "Merkblatt über Baumstand-
orte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesell-
schaft für Straßen- und Verkehrswesen, zu beachten. Es sei sicherzustellen, 
dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und die Erweite-
rung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werde. 
 

• Zur Versorgung mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist 
die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und außerhalb 
des Plangebiets erforderlich. 
 

• Es wird um Mitteilung gebeten, welche eigenen oder sonstigen bekannten 
Maßnahmen Dritter im Planungsbereich stattfinden. Für den rechtzeitigen 
Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem 
Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger wird um 
frühzeitige schriftliche Anzeige gebeten (mindestens sechs Monate vor Baube-
ginn). Eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der 
Dimensionierung der Leitungszonen müsse ebenso wie eine Koordinierung 
der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschlie-
ßungsträger erfolgen. 
 

• Es müsse zudem sichergestellt werden, dass für den Ausbau des Telekommu-
nikationsnetzes im Erschließungsgebiet die ungehinderte, unentgeltliche und 
kostenfreie Nutzung der künftig gewidmeten Verkehrswege möglich ist. Daher 
müssten die Flächen mit einem Leitungsrecht festgesetzt werden und im zwei-
ten Schritt eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit im Grundbuch zuguns-
ten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, mit folgendem Wortlaut ein-
getragen werden: "Beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die Telekom Deutschland 
GmbH, Bonn, bestehend in dem Recht auf Errichtung, Betrieb, Änderung und Unterhal-
tung von Telekommunikationslinien, verbunden mit einer Nutzungsbeschränkung." 
 

• Der Erschließungsträger müsse verpflichtet werden, in erforderlichen Umfang 
Flächen für die Aufstellung von oberirdischen Schaltgehäusen auf privaten 
Grundstücken zur Verfügung zu stellen und diese durch Eintrag einer be-
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schränkten persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland 
GmbH, Sitz Bonn, im Grundbuch kostenlos zu sichern. 

 
Abwägungsergebnis 

 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich im Plangebiet Telekommunikationsleitungen befinden. 
Diese sind bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä", der weiterhin Anwendung 
findet, als zeichnerischer Hinweis in der Planzeichnung enthalten. 
 
Die Koordinierung von Bauarbeiten und die Verlegung von Leitungstrassen im öffentlichen Stra-
ßenraum ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung und erfolgt im Rahmen der nachfolgenden Er-
schließungsplanung. Grundsätzlich ist es möglich, die notwendigen Telekommunikationsleitungen 
innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen zu verlegen und damit den gesamten räumlichen Gel-
tungsbereich zu erschließen. Festsetzungen im Bebauungsplanentwurf "B 158/ 2. Ä" sind hierzu 
aber nicht erforderlich.  
Die Eintragung eines Leitungsrechtes auf privaten Grundstücken ist hierzu ebenfalls nicht erfor-
derlich, zumal zum aktuellen Zeitpunkt noch keine Trassenplanung vorliegt. Zur weiteren Be-
rücksichtigung der in der Stellungnahme genannten Aspekte (Baumpflanzungen, Trassenfreihal-
tung etc.) wurde die Stellungnahme an die städtische Koordinierungsstelle weitergereicht. Sobald die 
Umsetzung der neuen Erschließungstrassen ansteht, wird die städtische Koordinierungsstelle die 
verschiedenen Leitungsträger beteiligen. 
 
Für die Aufstellung von Schaltgehäusen können zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine Flächen 
benannt werden, zumal zum aktuellen Zeitpunkt noch keine Trassenplanung vorliegt. Da der 
zukünftige Erschließungsträger zumindest zum Teil auch zugleich Grundstückseigentümer der 
Flächen ist, ist eine Bereitstellung der notwendigen Flächen im Zuge der Umsetzung der Erschlie-
ßung grundsätzlich möglich. Zur weiteren Berücksichtigung der in der Stellungnahme genannten 
Aspekte (Baumpflanzungen, Trassenfreihaltung etc.) wurde die Stellungnahme an die städtische 
Koordinierungsstelle weitergereicht. Sobald die Umsetzung der neuen Erschließungstrassen ansteht, 
wird die städtische Koordinierungsstelle die verschiedenen Leitungsträger beteiligen. 

  
Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden. 

 
 

6. Heizkraftwerk GmbH Mainz 
 - Mail- Schreiben vom 30.06.2016 - 
 

• Das Plangebiet solle mit Fernwärme versorgt werden. Es sei geplant, jede der 
Straßen mit Fernwärmeleitungen auszustatten. Zur Verlegung der Leitungstras-
sen wird eine Grabenbreite von 1,60 m erforderlich. Je nach Planung werden 
die Fernwärmeleitungen einzelne Grundstücke queren. Daher sei die Eintra-
gung von Grunddienstbarkeiten erforderlich. Im Zuge der Planung werde ggf. 
zudem eine Ausparzellierung eines weiteren Grundstücks für die Unterbrin-
gung einer Fernwärmstation erforderlich. Die hierfür erforderliche Fläche (5 x 
8 m) sei bereits jetzt vorzusehen. 
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Abwägungsergebnis 
 
Die Koordinierung von Bauarbeiten und die Verlegung von Leitungstrassen im öffentlichen Stra-
ßenraum ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung und erfolgt im Rahmen der nachfolgenden Er-
schließungsplanung. Grundsätzlich ist es möglich, die notwendigen Fernwärmeleitungen innerhalb 
der öffentlichen Verkehrsflächen zu verlegen und damit den gesamten räumlichen Geltungsbereich 
zu erschließen. Festsetzungen im Bebauungsplanentwurf sind hierzu nicht erforderlich. Die Ein-
tragung eines Leitungsrechtes auf allen Grundstücken ist hierzu ebenfalls nicht erforderlich sondern 
muss bei Feststehen des Trassenverlaufes ggf. im Nachgang umgesetzt werden. 
 
Die Festsetzung einer Fläche von 5m x 8 m für eine Fernwärmestation "auf Verdacht" ohne 
Planung des vorgesehenen Leitungsverlaufs wird zum gegenwärtigen Zeitpunkt als nicht umsetzbar 
angesehen. Da die künftigen Erschließungsträger zumindest zum Teil auch zugleich Grundstücks-
eigentümer der Flächen sind, ist eine Bereitstellung der notwendigen Flächen im Zuge der Umset-
zung der Erschließung grundsätzlich möglich. Zur späteren Berücksichtigung der in der Stellung-
nahme genannten Aspekte wurde die Stellungnahme an die städtische Koordinierungsstelle weiter-
gereicht. Sobald die Umsetzung der neuen Erschließungstrassen ansteht, wird die Koordinierungs-
stelle die verschiedenen Leitungsträger beteiligen und untereinander koordinieren. 
 
Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden. 

 
 
7. Johannes Gutenberg- Universität Mainz 
 - Schreiben vom 07.06.2016 - 
 

• Aufgrund der vorgelegten Planung müssten Universitätsmitarbeiter weiterhin 
den langen Weg über den Europakreisel nehmen, wenn sie Dienstwege zwi-
schen Universität und dem südwestlichen Quadranten des Plangebiets zurück-
legen. Daher müsste zwischen den beiden südlichen Quadranten eine ergän-
zende Verbindung  bzw. Zufahrt gefunden werden. 
 

Abwägungsergebnis 
 
Zwischen dem Universitätsgelände östlich des Plangebiets "B 158/ 2. Ä" und dem Gelände der 
Fachhochschule innerhalb des Plangebiets "B 158/ 2. Ä" besteht über die Kreuzung "Acker-
mannweg - Koblenzer Straße K 3 - Lucy-Hillebrand-Straße" eine direkte Verkehrsverbindung. 
Darüber hinaus werden die beiden Gebiete in der Zukunft über eine Buslinie verbunden.  
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass die im Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" getroffene textli-
che Festsetzung "1.5.1" weiterhin anzuwenden ist. Demnach sind verkehrliche Querungen (Fuß- 
und Radwege, Fahrstraßen als Sekundärerschließung) der durch das Plangebiet verlaufenden 
Straßenbahn- und Bustrasse sowie der Grün- und Freiraumkorridore damit auch weiterhin zuläs-
sig, sofern der Betrieb des Straßenbahn- und Busverkehrs nicht tangiert wird. Darüber hinaus ist 
in den Planfeststellungsunterlagen zur "Mainzelbahn" eine Querung der Straßenbahntrasse zwi-
schen dem westlichen und östlichen Quadranten für Fahrzeuge enthalten und wird im Zuge des 
Straßenbahnbaus auch umgesetzt. 
 
Die verkehrsfachlich begründete Forderung der Stadt, keine Verkehrsverbindung zwischen der 
"K 3" im Osten und der "Eugen-Salomon-Straße" bzw. dem "Europakreisel" im Westen zuzu-
lassen, wurde zwischenzeitlich aufgeweicht. Nunmehr sollen diese Verkehrsverbindungen nur noch 
zu bestimmten Zeiten nicht mehr zugelassen werden. Diese Zeiträume richten sich nach der Aus-
lastung des Verkehrsknotens "Ackermannweg - Koblenzer Straße K 3- Lucy-Hillebrand-
Straße". Die Regelung muss vertraglich zwischen der Stadt Mainz und dem Land Rheinland-
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Pfalz umgesetzt werden. Hierzu fand bereits ein Abstimmungsgespräch zwischen der Stadt Mainz 
und dem Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung statt. Eine vertragliche Vereinbarung 
soll bis Satzungsbeschluss abgeschlossen werden. 
 
Der Anregung kann in o. g. Umfang gefolgt werden bzw. wurde bereits gefolgt. 

 
 
8. Kraftwerke Mainz-Wiesbaden 
 - Schreiben vom 06.06.2016 inklusive Planunterlagen - 
 

• Es wird mitgeteilt, dass im Plangebiet Gashochdruckleitungen der KMW Gas-
transport GmbH betroffen seien. Der exakte Verlauf der Leitungen sei den 
mitgelieferten Planunterlagen zu entnehmen. 
Innerhalb eines beidseitig je 4,00 m breiten Schutzstreifens seien alle Maßnah-
men zu unterlassen, die den Betrieb oder Bestand der Leitungen gefährden 
könnten. Es wird ferner darauf hingewiesen, dass ohne vorherige Genehmi-
gung keine Bautätigkeiten im Schutzstreifen durchgeführt werden dürften. 
Schutzmaßnahmen seien zudem vorher mit der Kraftwerke Mainz-Wiesbaden 
AG abzustimmen. 

 
Abwägungsergebnis 
 
Die durch das Plangebiet verlaufenden Gashochdruckleitungen inklusive die erforderlichen Schutz-
streifen sind bereits als zeichnerischer Hinweis in der Planzeichnung des rechtskräftigen Bebau-
ungsplanes "B 158/ 1. Ä" enthalten. Darüber hinaus wurde bezüglich von Anpflanzungen in-
nerhalb des Bereiches der Gashochdruckleitungen bzw. der jeweiligen Schutzstreifen eine textliche 
Festsetzung getroffen. Da der Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" weiterhin anzuwenden ist, sind die 
Anregungen der Kraftwerke Mainz-Wiesbaden bereits umgesetzt. 
Da im Zuge des Stadionneubaus und der hierfür u.a. erforderlichen Erschließungsmaßnahmen 
südlich des Plangebiets "B 158/1. Ä" umfangreiche Erdbauarbeiten vorgenommen werden muss-
ten, ist die Thematik "Gashochdruckleitungen" den im Gebiet tätigen Planern und Versorgungs-
trägern bereits bekannt. Es wird darüber hinaus zur Kenntnis genommen, dass Bautätigkeiten 
innerhalb der Schutzstreifen der vorherigen Abstimmung und Genehmigung bedürfen. 
Zur Berücksichtigung der in der Stellungnahme genannten Aspekte hinsichtlich der Gashoch-
druckleitungen wurde die Stellungnahme inklusive der beiliegenden Planunterlagen an die städti-
sche Koordinierungsstelle weitergereicht. Sobald die Umsetzung der Sekundärerschließung ansteht, 
wird die Koordinierungsstelle die verschiedenen Leitungsträger beteiligen und untereinander koordi-
nieren. 
 
Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden bzw. wurde bereits gefolgt. 

 
 
9. Landesamt für Geologie und Bergbau 
 - Fax- Schreiben vom 27.06.2016 - 
 

• Bergbau / Altbergbau: Im Plangebiet ist kein Altbergbau dokumentiert. Es 
findet zudem kein aktueller Bergbau unter Bergbauaufsicht statt. 
 

• Boden und Baugrund: Bei Eingriffen in den Baugrund seien die einschlägigen 
Regelwerke zu berücksichtigen. Für Neubauvorhaben werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen empfohlen. Aus rohstoffgeologischer Sicht bestün-
den keine Einwände. 
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• Radonprognose:  

Im Zuge der letzten Stellungnahme (2012) seien aufgrund fehlender Daten 
keine Aussagen zum Radonvorkommen getroffen worden. Zwischenzeitlich 
lägen Erkenntnisse vor, die eine Einschätzung des Radonpotenzials ermögli-
chen. Demnach liege das Plangebiet in einem Bereich, in dem lokal erhöhtes 
und selten hohes Radonpotenzial über einzelnen Gesteinshorizonten ermittelt 
wurde. Es werde daher dringend empfohlen, orientierende Radonmessungen in 
der Bodenluft vorzunehmen, um festzustellen, ob und in welchem Maß Bau-
maßnahmen der jeweiligen lokalen Situation angepasst werden sollten. Es wird 
zudem um Mitteilung der Radonmessergebnisse zur Fortschreibung der Ra-
donprognosekarte Rheinland-Pfalz gebeten. 
Die Untersuchungen zur Radonprognose sollten u.a. folgende Eigenschaften 
aufweisen: 
- Langzeitmessungen (3 - 4 Wochen), 
- Messungen an mehreren Stellen (mindestens 6 ha), 
- radongerechte ca. 1m tiefe Bohrungen, 
- Bauempfehlungen. 
 

Abwägungsergebnis 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Plangebiet kein Altbergbau dokumentiert ist und der-
zeit auch kein Bergbau stattfindet.  
 
Die einschlägigen Regelwerke zu Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich zu berücksichti-
gen. Hinsichtlich der empfohlenen objektbezogenen Baugrunduntersuchungen ist in dem rechtskräf-
tigen Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" bereits ein Hinweis bzw. eine Empfehlung zur Durchfüh-
rung von Baugrunduntersuchungen enthalten. Der Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" ist weiterhin 
anzuwenden. Weitergehende Hinweise oder Festsetzungen im Bebauungsplanentwurf 
"B 158/ 2. Ä" bezüglich der empfohlenen objektbezogenen Baugrunduntersuchungen sind daher 
nicht erforderlich. 
 
Hinsichtlich der Empfehlungen zum Thema "Radonpotenzialuntersuchungen" wird darauf hinge-
wiesen, dass der Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" weiterhin rechtskräftig ist und daher u.a. hin-
sichtlich der zulässigen Nutzung auch anzuwenden ist. Da durch die 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes "B 158" keine sensiblere Nutzung planungsrechtlich zugelassen wird, greift hier die 
mit dem Landesamt für Geologie und Bergbau getroffene Absprache, in solchen Fällen keine Ra-
donvorsorgeuntersuchungen durchzuführen.  
 
Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden bzw. wurde bereits gefolgt. 

 
 
10. Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung (LBB) 
 - Fax- Schreiben vom 28.06.2016 und vom 30.06.2016- 
 

• Es wird angeregt, die Zufahrt von der Eugen-Salomon-Straße aus ins Plange-
biet nicht über die Bustrasse zu führen, sondern verkehrlich getrennt als direk-
te Ein-/ Ausfahrt aus dem vorhandenen Kreisel. Somit könne verhindert wer-
den, dass sich bei erhöhtem Verkehrsaufkommen ein Rückstau bis in den 
Kreisverkehr bildet. 
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• Es müsse sichergestellt werden, dass kein Individualverkehr über die geplante 
Bustrasse auf den Campus der Universität gelange. 
 

• Die für die Verbindung der beiden südlichen Quadranten für den internen 
Verkehr erforderliche Querung der Straßenbahntrasse (2 x Verlängerung der 
Lucy-Hillebrand-Straße und 1 x Fußweg in Verlängerung der FH-
gebäudeinternen Fußwegemagistrale) werde mit der Mainzer Verkehrsgesell-
schaft mbH abgestimmt. 
 

• Es wird angeregt, für den südwestlichen Quadranten entlang der Eugen-
Salomon-Straße eine zusätzliche Zufahrt zu schaffen. Dieser sollte sich in Ver-
längerung der Achse "Ackermannweg - Lucy-Hillebrand-Straße" befinden. 

 
• Bezüglich Punkt 8 der Begründung (wirtschaftliche Aspekte) wird angeregt, 

dass die Dimension der Sekundärerschließung nochmals zu überplanen wäre, 
da die Verkehrsflächen zu einer deutlichen Einschränkung der Nutzungsmög-
lichkeiten und zu einer unerwünschten sinkenden Attraktivität der zukünftigen 
Grundstücke führen werde. Insgesamt bedinge die geplante Sekundärerschlie-
ßung einen zu hohen Flächenverbrauch und in dessen Folge auch zusätzliche 
Kosten für Straßenbau und Straßenunterhalt. 
Zudem seien die durch die geplante Sekundärerschließung dann verfügbaren 
Bautiefen der Grundstücke zu gering bemessen und damit unattraktiv. Es wer-
de eine großformatige Bebauung vergleichbar der beiden südlichen Quadran-
ten für sinnvoller erachtet. Damit sei auch gewährleistet, dass Grundstücke in 
unterschiedlichen Qualitäten für unterschiedliche Nutzungen zur Verfügung 
stehen könnten. 
 

• Bezüglich Punkt 9 der Begründung wird angeregt, in Ausnahmefällen auch die 
Anlieferung der Hochschule bzw. der Mensa im südöstlichen Quadranten 
durch lange LKW über die Bustrasse zuzulassen. 
 

Abwägungsergebnis 
 
Das prognostizierte Verkehrsaufkommen aus den drei noch unbebauten Quadranten des Plange-
biets ist als Grundlage für die Entwurfsplanung der Sekundärerschließung eingeflossen. Der vor-
handene Kreisverkehrsplatz Eugen-Salomon-Straße ist ausreichend leistungsfähig, um über diesen 
die entstehenden Verkehre für das Plangebiet bzw. die drei direkt angebundenen Quadranten ab-
wickeln zu können.  
Eine direkte, etwa in einem 45- Grad- Winkel abknickende Zufahrt unmittelbar aus dem Ver-
kehrskreisel Eugen-Salomon-Straße in die angrenzenden Quadranten würde unwirtschaftliche 
Grundstückszuschnitte ergeben. Dies wird mit der im Bebauungsplanentwurf "B 158/ 2. Ä" 
jetzt geplanten Verkehrsführung über eine kurze Strecke der geplanten Bustrasse vermieden. 
Durch die vorliegende Planung entstehen im Bereich der Bustrasse eine übersichtliche Kreuzungssi-
tuation sowie klar gegliederte und gut vermarktbare Grundstückszuschnitte. 
 
Im Zuge der Realisierung der Bustrasse bzw. der geplanten Sekundärerschließung werden ver-
kehrsregelnde Maßnahmen wie z. B. eine entsprechende Beschilderung eingesetzt, die gewährleisten, 
dass die Bustrasse nicht durch den Individualverkehr befahren wird. Sofern im späteren Betrieb 
Zuwiderhandlungen auftreten, muss im Zuge eines nachgeordneten Verkehrsmonitoring ggf. die 
Umsetzung von weiteren Maßnahmen wie z.B. die Installation von Pollern geprüft werden. 
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Gemäß den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes "B 158/ 1. Ä", der auch weiterhin 
anzuwenden ist, sind Kreuzungen der Straßenbahntrasse durch Fahrwege und Fußgängerwege zu-
lässig. Abweichend von den Planfeststellungsunterlagen, in denen bereits eine Kreuzung der Stra-
ßenbahntrasse für den Individualverkehr geplant ist, ist seitens des Landesbetriebes Liegenschafts- 
und Baubetreuung (LBB) nunmehr eine zweite Anbindung des südöstlichen an den südwestlichen 
Quadranten vorgesehen. Hinsichtlich der Abstimmung dieser Forderung fand unter Beteiligung der 
Stadt Mainz bereits ein Abstimmungsgespräch zwischen dem LBB und der Mainzer Verkehrsge-
sellschaft mbH statt. In diesem Gespräch wurden die Eckpunkte dieser Nachforderung zwischen 
den Beteiligten abgeklärt.  
 
Die verkehrsfachlich begründete Forderung, keine Verkehrsverbindung zwischen der "K 3" im 
Osten und der "Eugen-Salomon-Straße" bzw. dem "Europakreisel" im Westen zuzulassen, 
wurde darüber hinaus zwischenzeitlich seitens der Stadt Mainz aufgeweicht. Nunmehr sollen diese 
Verkehrsverbindungen nur noch zu bestimmten Zeiten unterbunden werden. Diese Regelung muss 
vertraglich zwischen der Stadt Mainz und dem Land Rheinland-Pfalz umgesetzt werden. Hierzu 
fand bereits ein Abstimmungsgespräch zwischen der Stadt Mainz und dem Landesbetrieb Liegen-
schafts- und Baubetreuung statt. Eine vertragliche Vereinbarung soll bis Satzungsbeschluss abge-
schlossen werden.  
Darüber hinaus wurden die im Bebauungsplanentwurf "B 158/ 2. Ä" festgesetzten Zufahrtsver-
bote entlang der Eugen-Salomon-Straße im Abschnitt entlang des südwestlichen Quadranten auf-
gelockert. Es wurde eine entsprechende textliche Festsetzung in den Bebauungsplanentwurf 
"B 158/ 2. Ä" aufgenommen. 
 
Die geplante Sekundärerschließung für das Plangebiet "B 158/ 2. Ä" wurde zwischenzeitlich 
hinsichtlich des dafür erforderlichen Flächenbedarfs optimiert. Anhand einer Entwurfsplanung 
wurden die für die Sekundärerschließung erforderlichen Flächen unter Berücksichtigung der heran-
zuziehenden verkehrsplanerischen Regelwerke und sonstigen verkehrsplanerischen Vorgaben erheb-
lich reduziert. Die für die Sekundärerschließung erforderlichen Flächen werden in der Planzeich-
nung des Bebauungsplanentwurfes "B 158/ 2. Ä" als "öffentliche Verkehrsflächen" festgesetzt. 
 
Die Forderung nach einer einerseits zwingenden Freihaltung der Bustrasse von Individualverkehr 
und andererseits einer Öffnung der Bustrasse für die individuelle Andienung des südöstlichen 
Quadranten für die Versorgung der Mensa (ergänzende Stellungnahme vom 30.06.2016) ist wi-
dersprüchlich. Da die Mensa des Studierendenwerkes bereits über die Lucy-Hillebrand-Straße er-
schlossen ist, wird keine Notwendigkeit zur Öffnung der Bustrasse für den An- und Abliefe-
rungsverkehr für die Mensa gesehen. Darüber hinaus wären über den Buslinienverkehr hinausge-
hende Verkehrsbewegungen in einem ausschließlich für Busverkehr zugelassenen Bereich sowohl si-
cherheits- als auch fahrplantechnisch bedenklich. Zudem wäre eine individuelle Lösung der Ein- 
und Ausfahrtsberechtigung am Schnittpunkt zwischen Bustrasse und Sekundärerschließung tech-
nisch nur sehr schwierig umsetzbar bzw. für die Straßenverkehrsbehörde nur sehr schwierig kon-
trollierbar. 
 
Den Anregungen kann bzw. wurde in o. g. Umfang gefolgt werden. 

 
 
11. Landesbetrieb Mobilität Worms (LBM) 
 - Schreiben vom 23.06.2016 - 
 

• Gegen den vorliegenden Bebauungsplanentwurf bestünden keine grundsätzli-
chen Bedenken. 
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• Der Abstand der Bebauung vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der 
"L 419" (Saarstraße) müsse gemäß Landesstraßengesetz (LStrG) mindestens 20 
Meter betragen. Der Abstand der Bebauung vom äußeren Rand der Fahrbahn 
der "K 3" (Koblenzer Straße) müsse außerhalb der festgesetzten Ortsdurch-
fahrtsgrenze mindestens 15 Meter betragen. 

 
• Dem Straßenentwässerungssystem dürften keine Oberflächenwässer und keine 

häuslichen Abwässer zugeführt werden. 
 

• Den betroffenen Straßenbaulastträgern dürften aus der Verwirklichung des 
Bebauungsplanes keinerlei Kosten entstehen. 
 

Abwägungsergebnis 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass gegen die Planung keine grundsätzlichen Bedenken beste-
hen.  
 
Die in der Stellungnahme genannten gemäß Landesstraßengesetz geforderten Abstände von bebau-
baren Flächen zum äußeren Rand der Fahrbahn sind sowohl im rechtskräftigen Bebauungsplan 
"B 158/ 1. Ä" als auch im Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes "B 158" eingehal-
ten. Mit der zeichnerischen Festsetzung der bereits aus dem Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" zu-
lässigen internen Erschließungstrassen (Sekundärerschließung) müssen die überbaubaren Grund-
stücksflächen an den Stellen angepasst werden, wo die geplante Sekundärerschließung nunmehr 
zum Liegen kommt. Dies trifft jedoch nicht auf die zur "L 419" und zur "K 3" liegenden 
Randbereiche zu. Die bisherigen im rechtskräftigen Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" anhand der 
festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen vorgegebenen Abstände zur Saarstraße bleiben er-
halten. 
 
Die Vorgaben hinsichtlich der Zuführung von Oberflächen- und/oder Abwässern in das Straßen-
entwässerungssystem sowie zur Kostenneutralität für den Straßenbaulastträger werden zur Kennt-
nis genommen. Für die Bauleitplanung ergibt sich hieraus kein Handlungs- bzw. Regelungsbedarf. 
 
Den Anregungen kann bzw. wurde bereits in o. g. Umfang gefolgt. 

 
 
12. SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
 - Schreiben vom 01.06.2016 - 
 

• Bodenschutz:  
Es sei Ziel des Landes Rheinland-Pfalz, die Flächeninanspruchnahme im Au-
ßenbereich nach Möglichkeit zu vermindern bzw. diese sorgfältig abzuwägen. 
Da mit dem Vorhaben eine Neuversiegelung bislang unversiegelter, hochwerti-
ger Boden verbunden sei, sei es geboten, die Option alternativer Flächen im 
Innenbereich, Flächen mit geringeren zusätzlichen Versiegelungsgrad 
und/oder Flächen mit geringwertiger Bodenfunktion zu prüfen. Zumal die 
Aussagen in der Begründung darauf schließen ließen, dass kein Bedarf für grö-
ßere zusammenhängende Flächen bestehe. Daher sei die Stellungnahme vom 
21.03.2013 weiterhin gültig. In dieser Stellungnahme vom 21.03.2013 wurden 
folgende weitere Punkte vorgebracht: 
- Abwasserbereinigung:  
Es bestünden gegen den Bebauungsplan keine Bedenken, wenn das anfallende 
Niederschlagswasser über die belebte Bodenzone versickert wird. 
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- Altablagerungen/ Altstandorte: 
 Seitens der SGD Süd seien für das Plangebiet keine Altablagerungen, Altstand-
orte, Verdachtsflächen, schädliche Bodenveränderungen, Altlasten oder 
Grundwasserbelastungen bekannt. 
 

• Bodenveränderungen/ Altlasten: 
Es wird auf die Anzeigepflicht gem. § 5 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz hin-
gewiesen. Demnach sind die Grundstückseigentümer verpflichtet, ihnen be-
kannte Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung 
oder Altlast der SGD Süd mitzuteilen. 
 

Abwägungsergebnis 
 
Bei dem Bebauungsplanverfahren "B 158/2. Ä" handelt es sich - wie bereits bei dem Bebauungs-
planverfahren "B 158/ 1. Ä", auf das in der Stellungnahme Bezug genommen wird - um die 
Änderung eines rechtskräftigen Bebauungsplanes. Der Vorgänger- Bebauungsplan "B 158" 
überplante bereits den rechtskräftigen Bebauungsplan "B 132". Die Änderungen gegenüber dem 
Vorgängerbebauungsplan "B 132" orientierten sich seinerzeit an den zukünftigen beabsichtigten 
Nutzungen sowohl für das Hochschulerweiterungsgelände als auch für das damals geplante Stadi-
onvorhaben südlich des räumlichen Geltungsbereiches des "B 158". Die Änderungen im "B 158" 
gegenüber dem "B 132" waren nicht ausschließlich in der benachbarten Stadionplanung allein be-
gründet. Im Gegenteil, es entstanden gemeinsam mit dem Bebauungsplan "B 157" (Multifunktio-
nales Stadion) Synergieeffekte, die eine Versiegelung von unversiegelten Flächen insgesamt mini-
miert, indem für mehrere benachbarte Nutzungen gleichzeitig gemeinsame Verkehrsinfrastruktur-
einrichtungen genutzt werden. 
Da bereits der Bebauungsplan "B 158" aufgestellt wurde und dadurch die in der Stellungnahme 
angesprochenen landwirtschaftlichen Flächen planerisch gar nicht mehr existieren, ist eine zusätzli-
che Inanspruchnahme  von landwirtschaftlichen Flächen sowohl durch die 1. Änderung (Integrati-
on der "Mainzelbahn") als auch durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes "B 158" nicht ge-
geben.  
Die nun durchgeführte 2. Änderung des Bebauungsplanes "B 158" basiert auf dem Erfordernis, 
dass die bereits im Bebauungsplan "B 158"/ 1. Ä" per textlicher Festsetzung zulässigen inter-
nen Verkehrsanlagen (Sekundärerschließung) planerisch konkretisiert werden sollen. Darüber 
hinaus ist im Plangebiet neben den gemeinsam auch für die Stadionnutzung mitgenutzten Er-
schließungsanlagen bereits ein Quadrant des Plangebiets nahezu vollständig bebaut. Auch führt 
mitten durch das Plangebiet eine planfestgestellte Straßenbahntrasse ("Mainzelbahn"), die das 
Plangebiet, die Universität sowie das südlich gelegene Stadion miterschließt. Es besteht daher sehr 
wohl Bedarf für die im Geltungsbereich "B 158/ 2.Ä" bzw. "B 158/ 1.Ä" geplanten oder rea-
lisierten Verkehrsanlagen sowie für die im Plangebiet zulässigen Nutzungen. Die Prüfung nach 
optionalen Flächen im Stadtgebiet für derartige Nutzungen erfolgte bereits in Rahmen des Vor-
gängerverfahrens "B 132" bzw. "B 158".  
Zudem sind die Synergieeffekte aber auch die funktionalen Abhängigkeiten zwischen dem Plange-
biet und den in der Nachbarschaft zum Plangebiet liegenden Nutzungen (Stadion und Universi-
tät) heranzuziehen. Diese Verknüpfungen sind auf Einzelflächen innerhalb des Stadtgebietes - 
unabhängig davon, ob diese zur Verfügung stehen bzw. vorhanden sind - nicht annähernd gegeben. 
 
Die Stellungnahme aus dem Jahr 2013 im Zuge des Bebauungsplanverfahrens "B 158/ 1. Ä", 
auf das in der jetzt vorliegenden Stellungnahme Bezug genommen wird, war datiert vom 
21.02.2013. Im weiterhin rechtskräftigen und anzuwendenden Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" 
ist damals ein entsprechender Hinweis in Bezug auf den Umgang mit Niederschlagswasser aufge-
nommen worden. Aufgrund der sich zwischenzeitlich geänderten rechtlichen Rahmenbedingungen 
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erfolgte im Bebauungsplanentwurf "B 158/ 2. Ä" nun eine redaktionelle Anpassung des Hin-
weises.  
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens der SGD Süd weiterhin keine Altablagerungen, 
Altstandorte, Verdachtsflächen, schädliche Bodenveränderungen, Altlasten oder Grundwasserbe-
lastungen im Plangebiet bekannt sind. Diese Aussage deckt sich mit der Stellungnahme des städti-
schen Grün- und Umweltamtes. 
 
Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden. 

 
 
13. Stadtwerke Mainz Netze GmbH 
 - Mail- Schreiben vom 30.06.2016 - 
 

• Es wird darauf hingewiesen, dass im Plangebiet innerhalb der öffentlichen 
Straßen eine Wasserleitung und eine Kabeltrasse für die Beleuchtung realisiert 
werde. Es sei in diesem Zusammenhang sicherzustellen, dass die erforderlichen 
Mindestabstände nicht unterschritten werden. Für diese Erschließungsmaß-
nahmen seien im Zuge der Planung ausreichend breite Trassen (mindestens 
3,00 Meter) vorzusehen. Sobald genauere Unterlagen zur Erschließungspla-
nung vorlägen, könnten detaillierte Aussagen zur Erschließung getroffen wer-
den. Geplante Bepflanzungen - insbesondere Baumpflanzungen - im Bereich 
der Leitungstrassen seien mit ausreichendem Abstand vorzunehmen. Die ent-
sprechenden Regelwerke seien anzuwenden. 

 
Abwägungsergebnis 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Zuge der Bauleitplanung ergibt sich hieraus 
kein akuter Handlungs- bzw. Regelungsbedarf. 
Zur weiteren Berücksichtigung der in der Stellungnahme genannten Aspekte wurde die Stellung-
nahme an die städtische Koordinierungsstelle weitergereicht. Sobald die Ausführungsplanung und 
die Umsetzung der neuen Erschließungstrassen ansteht, wird die städtische Koordinierungsstelle die 
verschiedenen Leitungsträger beteiligen und untereinander koordinieren. 
 
Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden. 

 
 
14. O2 - Telefonica 
 - Mail- Schreiben vom 30.06.2016 inklusive Visualisierung der Richtfunkverbindungen - 
 

• Durch das Plangebiet führen zehn Richtfunkverbindungen. Um zukünftig po-
tenzielle Interferenzen zu vermeiden, sollten entlang der Richtfunktrassen für 
den Bereich des Plangebietes geplante Gebäude/ Konstruktionen folgende 
Höhe nicht überschreiten: 
- "Link 407558926-27" (dunkelgrün): maximale Bauhöhe= 50 m, Schutzstrei-

fenbreite um die Mittelachse +/- 11,5 m; 
- "Link 407551261" (magenta): maximale Bauhöhe= 20 Meter, Schutzstrei-

fenbreite um die Mittelachse +/- 2,0 m; 
- "Link 407551273" (türkis): maximale Bauhöhe= 28 m, Schutzstreifenbreite 

um die Mittelachse +/- 4,0 m; 
- "Link 407554086-407559906" (dunkelgrün): maximale Bauhöhe= 25 m, 

Schutzstreifenbreite um die Mittelachse +/- 2,0 m; 
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- "Link 407551250" (magenta): maximale Bauhöhe= 30 m, Schutzstreifen-
breite um die Mittelachse +/- 2,5 m.  

Es wird um Übernahme der o. g. Richtfunktrassen einschließlich der be-
schriebenen Schutzbereiche in die Planung gebeten. Innerhalb der Schutzbe-
reiche seien entsprechende Bauhöhenbeschränkungen festzusetzen, damit die 
raumbedeutsamen Richtfunkstrecken nicht beeinträchtigt würden. 

 
- Es wird ferner mitgeteilt, dass die in der beiliegenden Karten dargestellte 

schwarze Richtfunkverbindung der Fa. E-Plus gehöre. Hierzu werden aber 
keine Anregungen vorgebracht. 

 
Abwägungsergebnis 
 
Bei dem hier durchgeführten Bebauungsplanverfahren handelt es sich um die 2. Änderung des Be-
bauungsplanes "B 158". Die 1. Änderung des Bebauungsplanes "B 158" ist bereits seit 2014 
rechtskräftig. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes "B 158" überplant wiederum den ursprüng-
lichen Bebauungsplan "B 158", der im Jahr 2009 zur Rechtskraft gebracht wurde. 
Im rechtskräftigen Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" sind maximal zulässige Gebäudehöhen festge-
setzt. Bis auf einen zentralen Bereich im Zentrum des Plangebiets - hier sind zwei kleinere Bau-
fenster mit der Möglichkeit, bis zu 50 m hohe Gebäude zu errichten, zulässig - sind im überwie-
genden räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes maximale Gebäudehöhen bis 14 m, in 
den südlichen Randbereichen maximale Gebäudehöhen von 4 m sowie in den westlichen Randbe-
reichen maximale Gebäudehöhen von 12 m zulässig.  
Mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes "B 158" werden lediglich die bereits durch Festset-
zungen im Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" zulässigen plangebietsinternen Verkehrsflächen (Se-
kundärerschließung) konkret zeichnerisch festgesetzt. Die übrigen Festsetzungen wie u.a. zur ma-
ximal zulässigen Gebäudehöhe bleiben weiterhin auf Grundlage des bereits rechtskräftigen Bebau-
ungsplanes "B 158/ 1. Ä" erhalten und sind bereits seit etlichen Jahren planungsrechtlich zuläs-
sig. 
 
Die der Stellungnahme in dem beiliegenden Übersichtsplan in "dunkelgrüner Farbgebung" darge-
stellte Richtfunkstrecke schneidet das Plangebiet lediglich im äußersten nordöstlichen Bereich. In 
diesem Bereich sind in dem rechtskräftigen Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" Verkehrsflächen fest-
gesetzt (Saarstraße, Koblenzer Straße "K 3"). Gebäude sind in diesem Abschnitt unzulässig. Die 
seitens "O2 - Telefonica" für diese Richtfunkstrecke genannten Bauhöhenbeschränkungen von ma-
ximal 50 m sind daher - auch bei Unterschreiten des Schutzstreifens - nicht tangiert. 
 
Die der Stellungnahme in dem beiliegenden Übersichtsplan in "Magenta- Farbgebung" dargestellte 
dreigliedrige Richtfunkstrecke, die vom Zentrum des Plangebietes aus nach Nordosten, Osten und 
Süden "abstrahlt", liegt innerhalb von Bereichen des Plangebiets, für die eine maximale Bauhöhe 
von 14 m festgesetzt ist. Dieser Bereich ist weitestgehend schon gemäß den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes "B 158/ 1. Ä" bebaut. Die seitens "O2- Telefonica" für diese Richtfunkstrecke 
genannten Bauhöhenbeschränkungen von maximal 20 m sind daher nicht tangiert. Darüber hin-
aus ist aufgrund der dargestellten Abstrahlungsrichtung abzuleiten, dass sich ein Ankerpunkt die-
ser Richtpunktstrecke auf dem Gebäude befindet, welches bereits als Hochpunkt des Quartiers re-
alisiert worden ist. Es wird in diesem Zuge festgestellt, dass die für dieses "Baufenster" festgesetzte 
maximal zulässige Gebäudehöhe von 50 m bislang nicht gänzlich in Anspruch genommen worden 
ist, aber weiterhin planungsrechtlich gemäß den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes 
"B 158/ 1. Ä" zulässig ist.  
 
Die der Stellungnahme in dem beiliegenden Übersichtsplan in "türkis-blauer- Farbgebung" darge-
stellte Richtfunkstrecke, die ebenfalls vom Zentrum des Plangebietes aus nach Südosten "ab-
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strahlt", liegt innerhalb von Bereichen des Plangebiets, für die eine maximale Bauhöhe von 14 m 
festgesetzt ist. Dieser Bereich ist ebenfalls schon weitestgehend bebaut. Die seitens "O2- Telefonica" 
für diese Richtfunkstrecke genannten Bauhöhenbeschränkungen von maximal 28 m werden daher 
aufgrund der Abstrahlungsrichtung auch nicht durch das nördlich des Bestandsgebäudes festgesetz-
te "Baufenster" mit einer zulässigen Gebäudehöhe von 50 m tangiert. 
 
Die dem beiliegenden Übersichtsplan in "schwarzer- Farbgebung" dargestellte Richtfunkstrecke, 
die entsprechend der Stellungnahme dem Unternehmen "E-Plus" zuzuordnen sei, verläuft vom 
Stadionbauwerk in Richtung Norden parallel zur Eugen-Salomon-Straße. Diese Richtfunkver-
bindung liegt innerhalb von Bereichen des Plangebiets, für die im rechtskräftigen Bebauungsplan 
"B 158/ 1. Ä" eine maximale Bauhöhe von 12 m festgesetzt ist. Es ist daher in Anlehnung an 
die seitens "O2- Telefonica" mitgeteilten Bauhöhenbeschränkungen davon auszugehen, dass diese 
nicht tangiert werden. 
 
Die dem beiliegenden Übersichtsplan in "olivgrüner- Farbgebung" dargestellte Richtfunkstrecke, 
die in der Stellungnahme nicht benannt worden ist, verläuft von der südwestlichen Ecke bis zur 
nordöstlichen Ecke des Plangebiets. Diese Richtfunkverbindung liegt überwiegend innerhalb von 
Bereichen des Plangebiets, für die im rechtskräftigen Bebauungsplan "B 158/ 1. Ä" eine maxi-
male Bauhöhe von 14 m festgesetzt ist. Darüber hinaus verläuft diese unmittelbar durch das be-
reits im zentralen Bereich bebaute "Baufenster". Gemäß Darstellung im Übersichtsplan ist diese 
Richtfunkstrecke von dem noch unbebauten "Baufenster" unmittelbar nördlich davon, in dem Ge-
bäudehöhen von maximal 50 m zulässig sind, nicht tangiert. Da hierzu keine Stellungnahme vor-
liegt, ist insgesamt nicht von Beeinträchtigungen auszugehen. 
 
Zusammenfassend ist es aufgrund der bereits auf Grundlage des rechtskräftigen Bebauungsplanes 
"B 158/ 1. Ä" zulässigen Bebauung mit den festgesetzten maximal zulässigen Gebäudehöhen 
und den seitens "O2-Telefonica" dargestellten Bauhöhenbeschränkungen nicht erforderlich, Kenn-
zeichnungen oder Hinweise in den Bebauungsplan "B 158/ 2. Ä" aufzunehmen. Darüber hin-
aus ist es planerisch nicht zielführend, Städtebau in einem Verdichtungsraum wie dem Rhein-
Main- Gebiet an den Anforderungen von Richtfunkstrecken auszurichten, zumal für das hier re-
levante Plangebiet bereits seit mehreren Jahren Baurecht besteht. Die Stadt Mainz geht grundsätz-
lich davon aus, dass auch die Richtfunk- und Netzbetreiber bei der Planung und der Anlage ihrer 
Richtfunkstrecken per Satzung geltende Baurechte, die Funktion der Stadt Mainz als Oberzent-
rum sowie die Lage der Stadt Mainz in einem Verdichtungsraum (europäische Metropolregion 
Rhein-Main) berücksichtigt haben und berücksichtigen werden und deshalb Richtfunkstrecken 
nicht in einer Höhenlage von ein- oder zweigeschossigen Einfamilienhausgebieten angelegt haben 
oder planen. Darauf deuten die in der Stellungnahme angegebenen Bauhöhenbeschränkungen für 
den Planungsbereich zwischen 20 m und 30 m hin.  
Wir geben zu bedenken, dass in der unmittelbaren nördlichen und östlichen Umgebung des Plan-
gebiets und im Plangebiet selbst Bestandsgebäude bestehen, die dieses Maß durchaus erreichen oder 
gar überschreiten. Sofern durch geplante Gebäude tatsächlich Interferenzen im Richtfunkverkehr 
ausgelöst würden, wäre es im Rahmen einer gerechten Abwägung mit Blick auf die Schaffung von 
einer in Verdichtungsräumen erforderlichen Nutzungs- sowie Infrastruktur und in der Folge auch 
einer entsprechenden Gebäudestruktur mit entsprechenden Gebäudehöhen durchaus vertretbar, 
städtebaulich sinnvolle Baustrukturen beizubehalten oder zu planen und die Richtfunktechnik 
dann entsprechend nachzujustieren. Wir erlauben uns in diesem Zusammenhang den Beitrag der 
Bundesnetzagentur im Rahmen von bisherigen Beteiligungsverfahren zu zitieren: "Das Vorhan-
densein von Richtfunkstrecken im Untersuchungsraum alleine ist kein Ausschlusskriterium für 
das Errichten hoher Bauten (…)". 

  
Den Anregungen kann nicht gefolgt werden. 
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15. Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
 - Mail- Schreiben vom 20.06.2016 - 
 

• Sofern die Stadt Mainz an einem Ausbau der technischen Erschließung interes-
siert sei, werde hierzu gerne ein Angebot unterbreitet. Für diesen Fall wird um 
Kontaktaufnahme mit der Abteilung "Neubaugebiete" gebeten. 
 

Abwägungsergebnis 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Zuge der Bauleitplanung ergibt sich hieraus 
kein Handlungs- bzw. Regelungsbedarf. Sobald die Umsetzung der Sekundärerschließung ansteht, 
wird die Koordinierungsstelle die verschiedenen Leitungsträger beteiligen und untereinander koordi-
nieren. 
 
Der Anregung kann in o. g. Umfang gefolgt werden. 

 
 
16. Wirtschaftsbetrieb Mainz AöR 
 - Schreiben vom 27.06.2016 - 
 

• Gegen den Bauungsplanentwurf "B 158/ 2. Ä" bestünden grundsätzlich keine 
Bedenken. 
 

• Grundsätzlich bestehe das Ziel, dass das anfallende Niederschlagswasser dort 
wo es anfällt und die Bodenverhältnisse es zulassen, zur Versickerung gebracht 
wird. Zur Prüfung der Bodenverhältnisse sei ein Bodengutachten erforderlich. 

 
• Im Plangebiet könne das Schmutzwasser an den bestehenden Kanal DN 300, 

der zwischen den geplanten Ringstraßen verlaufe, mengenmäßig angeschlossen 
werden. Das anfallende Niederschlagswasser ist auf den Grundstücken zu ver-
sickern. Eine Einleitung in den Schmutzwasserkanal sei nicht möglich. 
 

• Das auf den Straßenflächen anfallende Niederschlagswasser sei ebenfalls über 
Mulden bzw. ein Mulden- Rigolen- System zu versickern und könne nicht über 
die öffentliche Kanalisation abgeführt werden. 
 

• Die Kosten für die erstmalige Herstellung der öffentlichen Erschließungsanla-
gen können voraussichtlich zu 90 % im Rahmen der Erhebung von Erschlie-
ßungsbeiträgen auf die erschlossenen Grundstücke umgelegt werden. Für die 
Möglichkeit des Ableitens von Schmutzwasser entsteht eine Beitragspflicht zur 
Erhebung von einmaligen Abwasserbeiträgen für die Grundstücke in Höhe 
von € 4,86 pro m² gewichteter Grundstücksfläche. 

 
Abwägungsergebnis 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass gegen die Planung keine grundsätzlichen Bedenken beste-
hen.  
 
Die Untergrundverhältnisse werden wie bislang auch auf Basis des für den benachbarten Stadi-
onneubau vorliegenden Fachgutachtens "Neubau Fussballstadion Mainz, Fachgutachten Nieder-
schlagswasser und Versickerung zum Stadionneubau (Rubel & Partner, 2008)" entnommen. Im 
weiterhin rechtskräftigen Bebauungsplan "B 158/ 1.Ä" sind hierzu bereits Hinweise enthalten, 














































































































